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Arbeitsgericht:
OB Meyer wendet
sich ans Land
KREFELD (lai) Die Kritik andenPlänen
des NRW-Justizministeriums, das Ar-
beitsgericht Krefeld aufzulösen, wird
lauter: Jetzthat sichauchOberbürger-
meister Frank Meyer (SPD) mit einer
Forderung an das Land gerichtet. Das
teilte die Stadt am Mittwoch (19. No-
vember)mit.
Mit Vertretern von Unternehmen

undGewerkschaftenforderederOBin
einem Brief an Landesjustizminister
Benjamin Limbach (Grüne) den Er-
haltdesStandortes.Soheißeesindem
Brief wörtlich: „Krefeld braucht auch
zukünftig eine starke Infrastruktur,
um als Standort attraktiv zu sein und
zubleiben.“ Sowohl Bürgerinnenund
Bürger als auch Arbeitgeber sollten
vondieser starken Infrastruktur profi-
tieren.„Dazuzählt zwingendauchder
Beibehalt eines arbeitsgerichtlichen
Standortes inKrefeld.“
Zu den Unterzeichnern des Brie-

fes gehören neben dem Oberbürger-
meister auch Kirsten Wittke-Lemm
als Hauptgeschäftsführerin der Un-
ternehmerschaft Niederrhein, Ralf
Claessen als Geschäftsführer der IG
Metall, Markus Ottersbach als Ge-
schäftsführer des Handelsverbandes
sowie die DGB-Vorsitzende Zanda
Grundberg. Sie hatte in der vergange-
nen Woche bereits harsche Kritik an
dem Vorhaben des Landes geäußert.
Unterstützung hatte sie von der Kre-
felder FDP erhalten, die wiederum
den Einsatz von Oberbürgermeister
FrankMeyergeforderthatte.
Das NRW-Justizministerium will

die Zahl der Arbeitsgerichte im Land
von 33 auf 17 Standorte reduzieren.
Krefeld soll mit dem Arbeitsgericht
Mönchengladbach verschmolzen
werden, Verhandlungen sollen an ei-
nemGerichtstag inNeuss stattfinden.
Die Krefelder Kritiker fürchten den
Verlust von Bürgernähe durch diesen
Schritt.„WirbittenSiedahereindring-
lich:StellenSiesicher,dassdieArbeits-
gerichtsbarkeit am Standort Krefeld
zumindest als Gerichtstag verbleibt“,
heißtes indemBriefansLand.

VON SVEN SCHALLJO

KREFELD Wenn Tolgay Sürget zur
Arbeit geht, dann weiß er üblicher-
weise nicht, was ihn genau erwarten
wird. Denn die Probleme,mit denen
er sich täglich befasst, sind so viel-
fältig wie die Menschen, um die er
sichkümmert.Sürget istSchulsozial-
arbeiter am Berufskolleg Glocken-
spitz und kümmert sich hier um die
AVV-Klassen. AVV steht dabei für
„Ausbildungsvorbereitung Vollzeit“.
Dasheißtübersetzt:DieKlassensind
für Jugendliche imAlter zwischen 16
und 19 Jahren da, die auf dem ersten
Bildungsweg keinen Abschluss er-
reicht haben. Ziel ist, sie einerseits
zum Hauptschulabschluss zu brin-
gen und andererseits ihnen auch
eine Vorbereitung auf eine Ausbil-
dungzubieten.
Darum haben sie nach einer kur-

zen Phase der Einarbeitung auch an
zwei Tagen in derWoche – donners-
tags und freitags – ein Praktikum in
einem Betrieb. Für Sürget mache
das seine Aufgabe auf eine Art umso
schwieriger, sagt er, da er sonaturge-
mäßseineArbeit inweitwenigerZeit
zuschaffenhat.
Sürgetkümmeresichumeinebrei-

te Palette an Themen, erzählt er. Die
Palette reiche von schulischen über
psychische Probleme bis hin zu Ob-
dachlosigkeit. Er helfe bei Amtsgän-
gen und müsse sich immer wieder
mit dem Problem der Perspektivlo-
sigkeit befassen und habe insgesamt
immer andere Aufgaben zu bewälti-
gen. Dabei ende die Arbeit oft auch
nicht, wenn die Jugendlichen nach
einem Jahr die Qualifizierungsklasse

verließen. Auchdanach stünde er oft
nochmitRatschlägenzurVerfügung,
auch wenn sich naturgemäß seine
Arbeitskraft hauptsächlich auf die
Jugendlichen konzentriere, die dann
im folgenden Jahr die Klasse besu-
chen.
Die Absolventinnen und Absol-

venten des Vorjahres würden dann
im Idealfall bereits mit dem erlang-
ten Hauptschulabschluss eine Be-
rufsausbildungabsolvierenodersich
in Qualifizierungsmaßnahmen des
Arbeitsamtes wiederfinden. Es gebe
aber natürlich auch immer wieder
Fälle, in denen die Absolventen eine
weitere schulische Karriere an der
Berufsschuleverfolgen.
DochzurückzuTolgaSürget:Seine

Aufgabe liege vor allem in einer Ein-
zelfallbetreuung, erzählt er. Das be-
dinge einerseits, dass es eben nicht
„SchmemaF“ gibt, andererseitswol-
le er aber auch nicht zu vielmachen.

Denn es gehe nicht darum, den Ju-
gendlichen alles abzunehmen. Viel-
mehrversteheerseineArbeitalseine
Art Hilfe zur Selbsthilfe. „Ich wirke
vor allem auf Selbstständigkeit hin.
Es bringt nichts, wenn die Jugend-
lichen inWatte gepackt werden und
ich die Probleme für sie löse. Ich ste-
he immer zur Seite und zeige Wege
und Hilfsmöglichkeiten auf. Aber
nachdemSchuljahr sinddie Jugend-
lichen auf sich allein gestellt. Dann
müssen sie selbst klarkommen.“
So erfülle er beispielsweise eine Art
Lotsenfunktion bei Amtsgängen, die
die Betroffenen dann aber letztlich
selbstbestreitenmüssten.
Gleichwohl sei eine empathische

und stärkenorientierte Unterstüt-
zung unabdingbar. „Alle Schülerin-
nen und Schüler verfügen über ganz
wertvolle individuelleTalente.Leider
ist ihnendas häufig nicht so bewusst
oder bislang noch nicht gesagt wor-

den.Unddeshalbbekommensieihre
Fähigkeiten auch immer und immer
wieder von mir aufgezeigt.“ Heißt
übersetzt:Oft ist einwenigZuspruch
und damit eine Unterstützung des
SelbstvertrauenbereitsdasWichtigs-
te.
Oft gebe es aber auch sehr hand-

feste Probleme. Viele Jugendliche
seien beispielsweise aus anderen
LändernnachDeutschlandgezogen.
Das birgt dann offensichtliche Prob-
leme: Von der Sprachbarriere bis zu
kulturellen Fragestellungen. Sürget
würde viele mit zu Amtstermienen
begleiten, er veranstalte Demokra-
tieworkshops oder Arbeitsvorberei-
tungen.
Sürgetarbeitedabeisehrakribisch.

So investiere er viel Zeit in Nachbe-
reitung, erzählt er. Er analysiere die
Probleme aufwendig und übertrage
die realenProbleme inTabelleln und
Grafiken. So versucht der studierte

Sozialarbeiter, einen besseren Über-
blick über das zu erlangen,was seine
Klienten benötigen. Es zeichne sich
dann auch ein klares Bild ab. „Rund
dieHälfte der Jugendlichen bezeich-
netdiePerspektivlosigkeitalsgrößtes
Problem.Dahinter reihen sichDinge
wie psychische und akute Krisen so-
wieschulischeProblemeein“,sagter.
Der Schulsozialarbeit komme da-

bei, ebenso wie den speziellen Klas-
sen an sich, eine wichtige Rolle zu.
„Das Konzept der AVV-Klassen ist
grundsätzlich eine Supersache“, be-
tont er. „Die Jugendlichen erhalten
hier nochmal eine Riesenchance,
nachdem es auf dem ersten Bil-
dungswegnichtgeklappthat.Aufder
anderen Seite bleibt ihnen nur ein
Jahr, in dem sehr wichtige Weichen
für die Zukunft gestellt werdenmüs-
sen. Eine engeBegleitung vonaußen
ist deshalb das A und O.“ Damit sie
dieseChancedannauchnutzen,ver-
schiedene außerschulische Klippen
zu umschiffen lernen und an sich
selbst glauben, ist seine Hilfe wich-
tig bis unerlässlich. So sollmöglichst
vielen jungen Menschen das gesell-
schaftliche Scheitern erspartwerden
undihnendochnochdenWegineine
erfolgreiche, selbstbestimmte Zu-
kunftgewiesenwerden.

Für Jugendliche ohne
Schulabschluss bilden die
sogenannten AVV-Klassen
an den Berufskollegs eine
Art letzte Chance. Dabei
sind sie oft mit vielen
Problemen belastet. Schul-
sozialarbeiter Tolga Sürget
unterstützt sie. Wie sein
Alltag aussieht.

BedeutungAVV steht für „Aus-
bildungsvorbereitung Vollzeit“.
Hier können Jugendliche, die auf
dem ersten Bildungsweg keinen
Abschluss erreicht haben, zu-
nächst den Hauptschulabschluss
nachholen.

AlterDie Klassen werdenmeis-
te aus Jugendlichen im Alter zwi-
schen 16 und 19 Jahren gebildet.

PerspektiveAbsolventen der
Klassenmachen danach oft eine
Berufsausbildung oder sie set-
zen denWeg am Berufskolleg fort
und holenMittlere Reife oder gar
(Fach-)Abitur nach.

DieAVV-Klassen
als letzte Chance

INFO

Tolga Sürget, der Schulsozialarbeiter des Berufskollegs Glockenspitz, arbeitet intensivmit Jugendlichen der AVV-Klas-
sen zusammen, um ihnen denWeg in ein selbstbestimmtes leben zu ermöglichen. FOTO: STADT KREFELD

RE 10 soll ab Dezember
pünktlicher fahren
VONMARTIN RÖSE

KREFELD Nach einem Brandbrief des
Sozialbündnisses Krefeld zur man-
gelhaften Bahnanbindung der Stadt
hat sich auf Anfrage unserer Redak-
tion die Stadtverwaltung zuWort ge-
meldet. „Die aktuelle Kritik des Sozi-
albündnisses an der Bahnanbindung
Krefelds und der Situation für Rei-
sende am Hauptbahnhof ist berech-
tigt, aber für Politik und Verwaltung
keine Neuigkeit“, sagte ein Sprecher.
Den Eindruck des Sozialbündnisses,
dass die Probleme des öffentlichen
Regional- und Fernverkehrs im Kre-
felderStadtratund fürdieVerwaltung
bisher kaum ein Thema waren, treffe
aber nicht zu. „Es gehört zu den kla-
ren und beständig wahrgenomme-
nenAufgaben der städtischenVertre-
ter in denGremiendesVRR, auf diese
Missstände hinzuweisen und konst-
ruktiv auf eine Lösung hinzuwirken“,
betontederSprecher.
Das Sozialbündnis Krefeld hatte in

demSchreibenandieFraktionenund
die Stadtverwaltung auf die zahlrei-
chen Verspätungen und Ausfälle der
Regionalexpresslinien RE7 und RE10
hingewiesen. Zudemfordertedas So-
zialbündnis die städtischen Vertreter
auf, auch auf eine Wiedereröffnung
desReisezentrumsimHauptbahnhof
hinzuwirken.DieDBhattees2019ge-
schlossen.
„Die Stadt Krefeld hat hier al-

lerdings keine direkte Zuständig-
keit, sondern kann lediglich beim
VRR und der Deutschen Bahn den
eigenen Einfluss geltend machen“,
erklärte der Stadtsprecher. „Dies
geschieht im Zweifel nicht über Ver-
lautbarungen nach außen, sondern
über vertrauensbildende Gespräche

mit denVerantwortlichen.“
Auf der Strecke des RE10 seien der-

zeit Probleme der Fahrzeugverfüg-
barkeit ein Grund für Ausfälle. „Hier
wurde bereits eine Abmahnung an
den Betreiber ausgesprochen mit
der Aufforderung, die vertraglich ge-
schuldete Leistung wieder zu erbrin-
gen“, berichtete der Stadtsprecher.
„Für Dezember wurde eine Besse-
rungzugesagt.“
Sowohl auf der Linie des RE7 als

auch auf der Linie des RE10 sorge
zudem die marode Infrastruktur für
Probleme, erklärte der Stadtsprecher.
Dies wäre auch durch einen vom So-
zialbündnis ins Spiel gebrachten Be-
treiberwechsel nicht ohne Weiteres
lösbar. „Beim RE7 kommt die Un-
pünktlichkeit anderer Linien hinzu,
insbesondere auchdesFernverkehrs,
der immerVorrangerhält.“
Trotz dieser schwierigen Gemen-

gelagewürdendie städtischenVertre-
ter beimVRR weiter intensiv auf Ver-
besserungen hinwirken. „Denn auch
damit hat das Sozialbündnis recht:
Ein funktionierender öffentlicher
Nahverkehr ist ein wichtiger Faktor
für die öffentliche Infrastruktur und
dieWirtschaft inKrefeld.“

Beim Thema Reisezentrum hatte
sichOberbürgermeister FrankMeyer
(SPD) nach dem Rückzug der Bahn
2019 zeitnah für einen privatwirt-
schaftlichenWeiterbetrieb engagiert,
deraucheingerichtetwerdenkonnte.
Aus wirtschaftlichen Gründen muss-
te der Betreiber jedoch im vergange-
nenJahrdiesesAngeboteinstellen.
Zurzeit befinde sich die Stadt in

einem intensiven Austausch mit der
DB zum Hauptbahnhof, erklärte der
Stadtsprecher.„Inhaltlichgeht eshier
neben der baulichen Aufwertung des
Gebäudes insbesondere um Fragen
der Sicherheit sowie um die Bewirt-
schaftung der vorhandenen Flä-
chen.“
Hintergrund sei eine durch das

Land Nordrhein-Westfalen in Aus-
sicht gestellte Städtebauförderung,
in welcher insbesondere auch der
Krefelder Bahnhof in den Fokus ge-
nommen werden soll. Der Sprecher
weiter: „Ergänzend zu diesem Pro-
zess befinden sich die Stadtverwal-
tung Krefeld sowie die DB in einem
regelmäßigen, anlassbezogenen
Austausch, um gemeinsam die infra-
strukturellen Voraussetzungen auf
KrefelderStadtgebiet zuoptimieren.“

Schulsozialarbeiter als letzter Strohhalm

Oberbürgermeister FrankMeyer
(SPD) fordert den Erhalt des Arbeits-
gerichts in Krefeld. FOTO: LAMMERTZ

Anwohner ärgern sich über
Bürgersteig an der Roonstraße
CRACAU (svs) Die Roonstraße ist be-
kannt für eher gehobenere Wohnver-
hältnisse und ein angenehmesWohn-
umfeld.AlteHäusersindhierzufinden
undderGehwegwarüber100Jahrealt.
Rund umRoon-, Brahms- undDürer-
straße sei das der Fall, erzählt Anwalt
Wolfgang Voigt, der dort wohnt und
arbeitet.„Hier sinddieGehwegplatten
im ‚preußischen Verband‘ verlegt, be-
stehend aus Basalt Bordsteinen, soge-
nanntenfünfeckigenBischofsmützen,
eingerahmt von Mosaiksteinen als
Kleinpflaster“,erläuterter.
Doch damit habe es nun ein Ende,

die Aufregung im Quartier sei ent-
sprechend groß. Nach Straßenarbei-
ten in den vergangenen Wochen sei
heute nur noch festgestampfte Erde
vorzufinden, die ungleich weniger
repräsentativ sei. Außerdem bezwei-
felt er die Tauglichkeit bei Nässe und
die Haltbarkeit des Gehwegs in dieser
Form. Der Jurist sieht mittelfristig so-
gar die Verkehrssicherungspflicht zu-
mindestgefährdet.
Doch wie ist die Situation tatsäch-

lich undwie kam es zu der Umgestal-
tung? Aufklärung bietet eine Anfra-
ge beim Kommunalbetrieb Krefeld
(KBK). Der antwortet, zwar nicht
selbst verantwortlich, wohl aber be-
teiligt gewesen zu sein. Es handle sich
um Verlegungsarbeiten für Glasfa-
serleitungen, die durch die Stadt ge-
nehmigt worden seien. „Die Öffnung
desGehweges erfolgte imBeisein von
MitarbeiternderTelekom,desKBKso-
wie der Unteren Naturschutzbehörde
(UNB) der Stadt“, schreibt ein KBK-
Sprecher.DabeiseieinWurzelbestand
der Bäume vorgefunden worden, der
eineerneuteVerlegungderPlattenun-
möglich gemacht habe, heißt es wei-
ter. „Eine Wiederverlegung wäre nur
möglich gewesen,wenndie unmittel-

bar unter demPlattenbelag liegenden
Wurzeln entfernt wordenwären. Dies
ist aufgrund der aktuellen Baum-
schutzsatzung der Stadt Krefeld aus-
geschlossen und wurde von der UNB
entsprechendbestätigt“, schreibter.
Zur Herstellung eines verkehrs-

sicheren Gehweges und zur Einhal-
tung des gesetzlich vorgeschriebenen
Wurzelschutzes sei der Einbau einer
wassergebundenen Wegedecke von
derUNBgefordertworden:„Diese Art
desWegebaus ist unter den vorliegen-
denVoraussetzungenundrechtlichen
VorgabenindiesemFallalternativlos“,
heißtes.
FürVoigt einUnding.„Ich kannmir

nicht vorstellen, dass hier einGutach-
ter im Spiel war. Diese wassergebun-
deneDeckeistamEndenichtmehrals
festgestampfte Erde. Wie lang dauert
es, bis Wurzeln heraus kommen und
Menschen stürzen?“, fragt er. Außer-
dem sei eine Güterabwägung unter-
blieben. „Der Gehweg in der alten
Form war unbedingt erhaltenswert“,
betont er. Der Ärger im Quartier sei
groß. Der KBK allerdings sieht sich
außerstande, am Status Quo etwas zu
ändern.

SosiehtderBürgersteiganderRoon-
straßejetztaus.DashistorischerPflas-
ter isteiner„wassergebundenenWeg-
decke“gewichen. FOTO:W.VOIGT

AbDezember
soll der Niers-
Express wie-
der verlässlicher
fahren, kündigte
ein Sprecher der
Stadt an.
FOTO: SVS
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